Die Gemeindeordnung vom 2. Marz 1997 wird wie folgt geéndert (Anderungen in rot; Kommentar GAZ in blau):

Art. 22 aufgehoben

Art. 22 Unabhé&ngigkeit der Mitglieder

Die Mitglieder des Grossen Gemeinderates stimmen ohne
Weisungen.

Gemass der neu gefillten Leerstelle von Art. 22 GO
stimmen die Mitglieder des Grossen Gemeinderates ohne
Weisungen.

Die Bestimmung ist soweit konform mit dem geltenden
Recht (H.R. Thalmann, Kommentar zum Zurcher
Gemeindegesetz, § 105 N. 4.4.2).

Jedoch empfehlen wir ihnen hinsichtlich § 29 nGG, der die
Unabhéangigkeit der Parlamentsmitglieder festschreibt, auf
eine eigenstandige Regelung zu verzichten.

Im Weiteren mochten wir Sie darauf hinweisen, dass der
Begriff Grosser Gemeinderat in § 5 Abs. 1 lit. b nGG durch
den Begriff Gemeindeparlament abgeldst wird. Den
Parlamentsgemeinden steht es geméss 8 5 Abs. 2 nGG
zwar frei, dafiir andere Bezeichnungen festzulegen, jedoch
empfehlen wir ihnen, bei der sowieso vorgesehenen
Begriffsinderung den Begriff Gemeindeparlament zu
verwenden.

2. Biro und Kommissionen
Art. 23 aufgehoben

2. Organe des Rates
Art. 23 Buro

! Der Grosse Gemeinderat bestellt fir die Dauer eines Amtsjahrs
das Buro.

? Das Biiro bildet die Geschéftsleitung des Grossen
Gemeinderates.

% Im Ubrigen richten sich Zusammensetzung, Wahl und
Zustandigkeiten des Biiros nach der Geschaftsordnung.

Die neu gefillten Leerstellen von Art. 23 f. GO enthalten
Bestimmungen Uber die Organe des Rates. Die
Bestimmung ist soweit konform mit dem geltenden Recht
(8 105 Abs. 1 Gemeindegesetz, GG, LS 131.1;
Kommentar, § 105 N. 1.3).

Jedoch wird § 31 nGG den Parlamentsgemeinden ein
Minimum an Gegenstanden vorschreiben, die in den
Geschaftsordnungen zur regeln bleiben. Dazu gehéren
auch die Organe des Parlaments und ihre Zustandigkeiten.
Daher empfehlen wir ihnen, Art. 22 f. GO nicht auf Stufe
Gemeindeordnung, sondern im Organisationserlass des
Gemeindeparlaments aufzunehmen.




Art. 24 aufgehoben

Art. 24 Kommissionen

! Der Grosse Gemeinderat bestellt fiir die Behandlung seiner
Geschéfte standige und nichtstdéndige Kommissionen.

2 Zusammensetzung, Wahl und Zustandigkeiten der
Kommissionen richten sich nach der Geschaftsordnung.

Art. 25 Aufgaben des Biros

1 Die Sekretare/Sekretarinnen besorgen die
Kanzleigeschafte des Gemeinderates und seiner
Kommissionen. Der Stadtrat stellt die fir die
Kanzleiarbeiten des Gemeinderates allenfalls
zusatzlich erforderlichen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen zur Verfiigung.

2 Im Ubrigen werden die Aufgaben des Biiros durch
die Geschéftsordnung bestimmt.

3. Oberaufsicht

Art. 25 Oberaufsicht

! Der Grosse Gemeinderat (bt die Oberaufsicht tiber die
Stadtverwaltung aus.

2 Zur Ausuibung der Oberaufsicht Uiber die Stadtverwaltung
bestellt der Grosse Gemeinderat eine
Geschéftsprifungskommission und eine
Rechnungsprifungskommission.

% Die Geschéftsordnung kann vorsehen, dass die
Geschéftspriifung und die Rechnungsprifung von einer einzigen
Kommission ausgelbt werden.

Die Statuierung der Oberaufsicht des Gemeindeparlaments
Uber die Stadtverwaltung entspricht § 108 Ziffer 2 GG.

Jedoch wird 8§ 30 Abs. 2 nGG festlegen, dass das
Parlament die politische Kontrolle Giber Behérden,
Verwaltung und die weiteren Trager offentlicher Aufgaben
ausiben wird. Die Umschreibung ist zumindest nach dem
Wortlaut weiter als Art. 25 GO. Daher empfehlen wir, die
Formulierung von Art. 25 GO zu uberprifen.

Die in Art. 25 Abs. 2 und Abs. 3 GO vorgesehene

Regelung Uber Bestellung einer Geschaftsprifungs- und
einer Rechnungspriifungskommission scheint unter § 60
Abs. 1 nGG soweit zurzeit einschatzbar zulassig zu sein.

Art. 26 Rechnungs- und
Geschaftsprufungskommission

1 Der Gemeinderat bestellt fir jede Amtsdauer aus
seiner Mitte eine Rechnungs- und
Geschaftsprifungskommission von 9 Mitgliedern und
aus diesen den Prasidenten/die Présidentin.

2 Im Ubrigen konstituiert sich die Kommission selbst
und teilt den einzelnen Mitgliedern die Aufgaben zu.

3 Die Kommission priift die Voranschlage und
Rechnungen, die Wertschriften und Kassenbestéande
der Verwaltung nach den gesetzlichen Bestimmungen
sowie die Geschéftsberichte. Sie priift auch die
Antrage der Ubrigen Behdrden, sofern der
Gemeinderat daflr nicht eine Spezialkommission oder
sein Buro einsetzt.

4 aufgehoben

Art. 26 Unlbertragbare und unentziehbare Aufgaben der
Geschaftsprifungskommission

! Die Geschéftsprufungskommission pruft den Geschéftsbericht
sowie die Geschéftsfihrung des Stadtrates. Sie erstattet dazu
Bericht und Antrag.

% Im Ubrigen richten sich die Zustandigkeiten der
Geschéftspriifungskommission nach der Geschéftsordnung.




Art. 26a Unibertragbare und unentziehbare Aufgaben der
Rechnungsprifungskommission

! Die Rechnungsprifungskommission priift den Voranschlag und
die Jahresrechnung sowie die Wertschriften- und
Kassenbesténde der Verwaltung nach den gesetzlichen
Bestimmungen. Sie erstattet dazu Bericht und Antrag.

ZIm Ubrigen richten sich die Zustandigkeiten der
Rechnungsprifungskommission nach der Geschéftsordnung.

Art. 26b Besondere Befugnisse

! Der Stadtrat hat der Geschéftsprifungskommission und der
Rechnungspriifungskommission alle fiir die Uberpriifung der
Geschéftsfiihrung bzw. des Finanzhaushalts wesentlichen Akten
herauszugeben.

% Soweit es zur Wahrung schutzwirdiger privater Interessen,
zum Schutz der Personlichkeit oder aus Riicksicht auf ein
hangiges justizformiges Verfahren unerlasslich ist, kann der
Stadtrat an Stelle der Herausgabe von Amtsakten einen
besonderen Bericht erstatten.

% Die Geschaftsprifungskommission und die
Rechnungsprifungskommission kdnnen ausnahmsweise und
unter Wahrung der in Absatz 2 genannten besonderen
schutzwirdigen Interessen ohne Einvernehmen und mit
vorgangiger Ankiindigung in der Verwaltung Besichtigungen
vornehmen sowie jede Person in der Verwaltung anhéren und
befragen.

* Das Amtsgeheimnis zum Schutz tGberwiegender 6ffentlicher
Interessen kann gegentuber der Geschéftsprifungskommission
und der Rechnungspriifungskommission nicht geltend gemacht
werden.

Mit Art. 26b GO werden fir die
Geschaftsprifungskommission und die
Rechnungsprifungskommission besondere
Prufungsbefugnisse tber die Verwaltung geschaffen. Ab-
gesehen von 88 140 f. GG Uber die Haushaltskontrolle und
88 33 ff. Verordnung tber den Gemeindehaushalt (VGH,
LS 133.1) enthélt das geltende Recht weder fur
Organisation, Aufgaben und Befugnisse von
Geschéftsprifungskommissionen oder
Rechnungsprifungskommissionen in
Parlamentsgemeinden eingehende Bestimmungen. Dies
ermdoglicht an sich weitgehende autonome Regelungen
dartber auf Stufe Gemeindeordnung von
Parlamentsgemeinden (Kommentar, 8 105 N. 1.3 und N.
3.5f.).

Nicht ganz klar bleibt der Zusammenhang bzw. die
Abgrenzung zur inzwischen neu geschaffenen Bestimmung
Uiber eine Parlamentarische Untersuchungskommission
(Art. 27 GO, in Kraft seit 14. Januar 2015). Dies betrifft
insbesondere die in Art. 26b Abs. 3 GO u.a. enthaltenen
Anhoérungs- und Befragungsrechte von Personen in der
Verwaltung. Weil weder der Geschaftspriifungs- noch der
Rechnungsprifungskommission die Funktion von
Untersuchungskommissionen zukommen kann, kénnen sie
nicht befugt sein, von sich aus bestimmte Bereiche durch
Aktenbeizug oder persénliche Inspektion zu untersuchen
oder ohne Einverstandnis Besichtigungen vorzunehmen
(Kommentar, § 105 N. 3.6). Fir solche weitgehende




Befugnisse ist eine Untersuchungskommission nach Art. 27
GO einzuberufen, sofern dann die Voraussetzungen dafiir
vorliegen wirden.

Art. 26b Abs. 3 GO kann daher in der vorliegenden
Fassung nicht genehmigt werden. Die erwéhnten
Befugnisse mussten fir eine Genehmigung mit dem
kumulativen Vorbehalt des Einvernehmens und der
vorgangigen Ankiindigung abgefasst sein.

Im Weiteren bleibt auf § 62 nGG hinzuweisen. Diese
Bestimmung wird die von der Geschaftsprufungs- oder
Rechnungsprifungskommission vom Gemeindevorstand
verlangte Herausgabe von Unterlagen und Auskinften
kantonalrechtlich — soweit ersichtlich abschliessend —
regeln. Daher empfehlen wir ihnen, ganz auf Art. 26b
GO zu verzichten.

Art. 28 Nichtstandige Kommissionen

Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung einzelner
Geschafte aus seiner Mitte Spezialkommissionen von
5 - 9 Mitgliedern bestellen. Deren
Prasident/Prasidentin und die Mitglieder werden durch
das Biro des Gemeinderates gewahlt.

Art. 28 aufgehoben

Art. 31 Wahlen

Der Gemeinderat wahlt nach den Vorschriften des
Gesetzes Uber die politischen Rechte:

1. sein Biiro

2. die Rechnungs- und
Geschéaftsprifungskommission

3. die Mitglieder und das Préasidium von
Parlamentarischen Untersuchungskommissionen
sowie das Sekretariat.

4. die kantonalen Geschworenen, wobei die
gewahlten eidgendéssischen Geschworenen
automatisch auch als kantonale Geschworene
gelten

5. die von der Stadt zu bezeichnenden Mitglieder und
Ersatzmitglieder der vom tibergeordneten Recht
bezeichneten Kommissionen

Art. 31 Wahlen

Der Grosse Gemeinderat wahlt nach den Vorschriften des
Gesetzes Uber die politischen Rechte:

1.

das Biro

2. die Geschaftspriifungskommission
3.
4. die Ubrigen standigen und nichtstandigen Kommissionen des

die Rechnungsprufungskommission

Grossen Gemeinderates, sofern die Geschaftsordnung nichts
anderes bestimmt

die von der Stadt zu bezeichnenden Mitglieder und
Ersatzmitglieder der vom libergeordneten Recht
bezeichneten Kommissionen

die nicht vom Stadtrat zu bezeichnenden Mitglieder der
Kommissionen mit selbstandigen Verwaltungsbefugnissen

Gemass Art. 31 GO wahlt der Grosse Gemeinderat nach
den Vorschriften des Gesetzes Uber die politischen Rechte
(GPR, LS 161). Dieses Gesetz hat neben der
Zustandigkeitsordnung Uber die Wahlorgane und die
Wabhlform in § 41 GPR im Regelfall das
Urnenwahlverfahren zum Gegenstand. Das Verfahren fur
Wahlen in Gemeindeparlamenten richtet sich nach § 107
und § 106 GG. Regelt die Geschéftsordnung das Wahl-
verfahren fir Wahlen des Gemeindeparlaments nicht
abschliessend, kommen nach 8§ 106a GG die
entsprechenden Vorschriften fir die
Gemeindeversammlung zur Anwendung. Massgebend
waren demnach die ergédnzenden Vorschriften in 8§ 47—
49a GG.

Art. 31 GO kann daher in der vorliegenden Form nicht
genehmigt werden. Wir empfehlen ihnen, auf die im




6.

die nicht vom Stadtrat zu bezeichnenden Mitglieder
der Kommissionen mit selbstandigen
Verwaltungsbefugnissen.

Einleitungssatz zu Art. 31 GO enthaltene
Aussenverweisung zu verzichten.

Derselbe Schluss scheint angezeigt unter Anbetracht von 8§
31 Abs. 3 lit. b nGG.

Art. 33 Finanzverwaltung und Allgemeine
Verwaltung

Dem Gemeinderat stehen zu:

1.
2.

Geschéfte gemass Art. 36

Aufsicht Giber die gesamte Stadt- und
Schulverwaltung und deren Betriebe,
insbesondere Abnahme der Geschaftsberichte

Beratung und Antragstellung zu allen Vorlagen, die
der Urnenabstimmung unterliegen

Festsetzung der Zahl der Mitglieder des
Wahlbiros

aufgehoben

Vereinbarung mit anderen Gemeinden Uber die
gemeinsame Besorgung einzelner
Geschéftszweige und der Beitritt zu
Zweckverbanden bzw. wesentlichen Anderungen
von bestehenden Zweckverbandsstatuten, soweit
deren finanziellen Auswirkungen die
Zustandigkeiten des Gemeinderates nicht
Ubersteigen

Entscheid bei Streitigkeiten zwischen Behorden
Uber die Beniitzung der im Eigentum der Stadt
stehenden 6ffentlichen Geb&ude und Grundstiicke

Annahme und Ausschlagung von Schenkungen,
Verméchtnissen und Erbschaften, soweit die damit
verbundenen Verpflichtungen die
Finanzkompetenz des Stadtrates lbersteigen

Art. 33 Finanzverwaltung und Allgemeine Verwaltung
Dem Gemeinderat stehen zu:

1.
2.
3.

o

10.

11.

Geschéfte gemass Art. 36
die Oberaufsicht tber die Stadtverwaltung

Beratung und Antragstellung zu allen Vorlagen, die der
Urnenabstimmung unterliegen

Festsetzung der Zahl der Mitglieder des Wahlbiros
aufgehoben

Vereinbarung mit anderen Gemeinden Uber die gemeinsame
Besorgung einzelner Geschéaftszweige und der Beitritt zu
Zweckverbanden bzw. wesentlichen Anderungen von
bestehenden Zweckverbandsstatuten, soweit deren
finanziellen Auswirkungen die Zustandigkeiten des
Gemeinderates nicht Ubersteigen

Entscheid bei Streitigkeiten zwischen Behérden tber die
Beniitzung der im Eigentum der Stadt stehenden 6ffentlichen
Gebéaude und Grundstticke

. Annahme und Ausschlagung von Schenkungen,

Vermachtnissen und Erbschaften, soweit die damit
verbundenen Verpflichtungen die Finanzkompetenz des
Stadtrates Ubersteigen

Bestimmung der amtlichen Publikationsorgane
Behandlung von Geschéften, welche Behorden, obwohl sie
in ihre Kompetenz fallen, dem Gemeinderat vorlegen

Beschlussfassung Uber alle anderen, durch die
Gesetzgebung der Gemeindeversammlung zugewiesenen

Siehe Kommentar Art. 25




9.

10.

11.

12.
13.

14.
15.
16.
17.

18.

Bestimmung der amtlichen Publikationsorgane

Behandlung von Geschéften, welche Behdrden,
obwohl sie in ihre Kompetenz fallen, dem
Gemeinderat vorlegen

Beschlussfassung Uber alle anderen, durch die
Gesetzgebung der Gemeindeversammliung
zugewiesenen Geschéfte, soweit sie das Gesetz
oder die Gemeindeordnung nicht einer
Urnenabstimmung oder anderen
Gemeindebehdorden Ubertragt

aufgehoben

die Erteilung des Birgerrechts an Auslander,
soweit keine gesetzliche Pflicht dazu besteht

die Erteilung des Ehrenbirgerrechts.
Kenntnisnahme des Legislaturplanes
Genehmigung des Globalbudgets

Festsetzung und Anderung der Liste der Produkte
im Rahmen der Haushaltfihrung mit
Globalbudgets

Festsetzung und Anderung der Ziele sowie von
Indikatoren der Produktegruppen im Rahmen der
Haushaltfihrung mit Globalbudgets

Geschafte, soweit sie das Gesetz
oder die Gemeindeordnung nicht einer Urnenabstimmung
oder anderen Gemeindebehérden Ubertragt

12. aufgehoben

13. die Erteilung des Burgerrechts an Auslander, soweit keine
gesetzliche Pflicht dazu besteht

14. die Erteilung des Ehrenbirgerrechts.
15. Kenntnisnahme des Legislaturplanes
16. Genehmigung des Globalbudgets

17. Festsetzung und Anderung der Liste der Produkte im
Rahmen der Haushaltfiihrung mit Globalbudgets

18. Festsetzung und Anderung der Ziele sowie von Indikatoren
der Produktegruppen im Rahmen der Haushaltfuhrung mit
Globalbudgets

Art. 44 aufgehoben

Art. 44 Stellung gegeniber dem Grossen Gemeinderat

Die Mitglieder des Stadtrates haben in den Verhandlungen des
Grossen Gemeinderates und seiner Kommissionen beratende
Stimme und Antragsrecht.

Art 44 GO regelt die Stellung der Mitglieder des Stadtrates
in den Verhandlungen des Gemeindeparlaments und
dessen Kommissionen. 8 104 Abs. 1 GG sieht ein Teilnah-
me- und ein akzessorisches Antragsrecht der Mitglieder
des Stadtrats bloss bei den Beratungen des
Gemeindeparlaments, aber nicht ausdricklich in den
Kommissionen desselben vor. Es kann jedoch davon
ausgegangen werden, dass die Parlamentsgemeinden
dafir auf Stufe Gemeindeordnung oder auf Stufe
Geschaftsordnung Spielraum verfligen.

Gemass § 36 Abs. 4 nGG kann der Stadtrat seine Vorlagen
in den vorberatenden Kommissionen des Parlaments durch
ein Mitglied vertreten lassen. Sinn und Zweck dieser
Regelung ist die Statuierung eines Minimalstandards
(Antrag des Regierungsrats vom 20. Méarz 2013, Vorlage
4974, S. 127 zu § 35 Abs. 3 und 4). Die




Parlamentsgemeinden bleiben frei, die Mitwirkung des
Gemeindevorstandes in parlamentarischen Kommissionen
weiter zu stérken.

Art. 44 GO erweist sich daher als genehmigungsfahig.




	2. Organe des Rates
	Art. 23  Büro
	3. Oberaufsicht
	Art. 25  Oberaufsicht
	Art. 26  Unübertragbare und unentziehbare Aufgaben der Geschäftsprüfungskommission
	Art. 26a  Unübertragbare und unentziehbare Aufgaben der Rechnungsprüfungskommission
	Art. 26b  Besondere Befugnisse
	Im Weiteren bleibt auf § 62 nGG hinzuweisen. Diese Bestimmung wird die von der Geschäftsprüfungs- oder Rechnungsprüfungskommission vom Gemeindevorstand verlangte Herausgabe von Unterlagen und Auskünften kantonalrechtlich – soweit ersichtlich abschliessend – regeln. Daher empfehlen wir ihnen, ganz auf Art. 26b GO zu verzichten.
	Art. 31  Wahlen
	Die Mitglieder des Stadtrates haben in den Verhandlungen des Grossen Gemeinderates und seiner Kommissionen beratende Stimme und Antragsrecht.


